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SYNTHESE

1 - Einleitung

Die Wohnungsbaupolitik hat sich in den meisten industrialisierten europäischen Ländern in der Nachkriegszeit und vor allem in den sechziger und siebziger Jahren sehr stark entwickelt. Seit einigen Jahren kursiert die Vorstellung, dass der Großteil des mengenmäßigen Bedarfs gedeckt sei und man sich nun in einer Phase befinde, in der die Wohnungsbaupolitik nicht mehr vorrangig sei. Doch die Analyse der Berichte über die jüngste Entwicklung im Bereich der Wohnungsbaupolitik widerspricht diesem Gedanken zum Teil.

In diesem Zusammenhang scheint Schweden ein besonders anschauliches Beispiel zu sein, wo es seit 1991 kein Fachministerium mehr gibt, da die Wohnungsbedingungen gut und Wohnungen im Überfluss vorhanden waren. Doch in den vergangenen Jahren erlebte die Baubranche einen derartigen Rückgang, dass Wohnungsbau wieder zu einer wichtigen politi​schen Frage geworden ist und erneut ein Regierungsminister ernannt wurde, der die Aufgaben des Wohnungsbauministers übernommen hat. Daneben wurden zahlreiche Kommissionen gebildet, die sich mit den anstehenden Fragen zu befassen haben.

Der Eintritt ins 21. Jahrhundert scheint eine gute Gelegenheit, eine fast generelle Überprüfung der derzeit bestehenden Politiken vorzunehmen und Überlegungen über deren Modernisierung anzustellen. Die Wohnungsbaupolitik sollte alsdann stärker Teil der Gesamtpolitik werden, und dies insbesondere im Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung.

2 - Die Entwicklung in den letzten Jahren

þ Die wichtigsten Anliegen der Minister

Man kann die wichtigsten Anliegen in den verschiedenen Ländern zu großen Themen zu​sammenfassen:

- Verbesserung des Zugangs zum Wohnungsmarkt

- Nachhaltige Umstrukturierung der Großstädte und Städte

- Entwicklungen bei den Sozialwohnungen

· Verbesserung des Zugangs zum Wohnungsmarkt 

Dieses Thema beschäftigt alle Länder mehr oder weniger stark.

Die hier verfolgten Ziele sind die Behebung der erkannten Probleme der Wohnungsnot durch die Bereitstellung von besonderen Mitteln, Verbesserungen durch verschiedene Maßnahmen im Hinblick auf das Funktionieren des Marktes, insbesondere durch eine Steigerung der Pro​duktionskapazitäten und durch Beihilfe zur Einstellung von Arbeitskräfte im Bauwesen.

Irland sieht sich hier der schwierigsten Situation gegenüber. Das Land hat eine spezielle Ver​waltungseinheit eingerichtet, die sich von der Umsetzung des Teils Wohnungsbau des natio​nalen Entwicklungsplans überzeugen soll.

Die Kosten des Wohnungsbaus sind auch in Deutschland und Schweden ein großes Thema, wo die Wohnungsbaukosten europaweit am höchsten sind.

Irland :

Globaler Wohnungsmangel trotz einer seit 1993 verdoppelten Produktion.

In Irland gibt es einen relativ kleinen Wohnungsbestand (334 Wohnungen auf 1000 Einwohner). Die Nachfrage ist deutlich gestiegen, vor allem in der Region des Ballungsgebietes von Dublin, wo sie voraussichtlich auch auf einem hohen Niveau bleiben wird. Es gibt mehrere Faktoren, die diese Nachfrage noch schüren, darunter demo​grafische Trends (wachsende Bevölkerungszahlen, sinkende Anzahl von Personen pro Haushalt, Einwande​rung), starkes wirtschaftliches Wachstum (Beschäftigtenzahlen und verfügbarer Nettoverdienst nehmen zu), dazu kommen noch eine abnehmende Arbeitslosigkeit und niedrige Zinssätze. Zwar hatte sich die Regierung 1999 das erste Ziel gesetzt, jährlich 50.000 neue Wohnungen bauen zu lassen - also 13,3 Wohnungen auf 1.000 Einwohner -, aber diese Zahl wurde bereits bis 2005 auf 60.000 Wohnungen - 16,0 pro 1.000 Einwohner- revi​diert.

Obwohl sich die Produktion in den letzten Jahren mehr als verdoppelt hat (1999 wurden 46.500 Wohneinheiten oder 12,4 Wohnungen auf 1.000 Einwohner neu gebaut), werden bis 2005 ungefähr 60.000 Wohnungen pro Jahr benötigt.

Kapazitätsprobleme
Die Kapazitätsprobleme in der Bauindustrie sind ein besonders wichtiger Punkt. In diesem Zusammenhang werden Maßnahmen durchgeführt, die insbesondere dem Mangel an hochqualifizierten und qualifizierten Fach​arbeitern abhelfen sollen.

Erschwinglichkeit

Die Erschwinglichkeit einer Wohnung ist vor allem für viele potentielle Ersterwerber eine wichtige Frage, die zum ersten Mal auf dem Wohnungsmarkt Fuß fassen wollen. Obwohl der Durchschnittspreis für Wohnungen in den letzen Jahren erheblich gestiegen ist, zeigen die genauen Schätzungen für eine bessere Erschwinglichkeit der Wohnungen, bei denen eine ganze Reihe von Faktoren berücksichtigt wird (u.a. Zinssätze für Hypotheken und verfügbares Nettoeinkommen), dass die Tilgungen einer Hypothek proportional zum Einkommen trotz der hohen Wohnungspreise nicht sehr gestiegen sind, da diese teilweise durch niedrigere Zinsen, niedrige Steuer​sätze und gestiegene verfügbare Nettoeinkommen kompensiert werden. Es wurden verschiedene Maßnahmen durchgeführt, durch die auch Personen mit niedrigerem Einkommen und erstmalige Eigentumserwerber leichter an Wohneigentum kommen sollen. Es handelt sich insbesondere um Steuervergünstigungen als Anreiz für die​jenigen, die investieren (somit hat die Anzahl der Ersterwerber unter den Investoren zugenommen), die Senkung der Stempelsteuern (Steuer auf Eigentumsübertragung) und Verbesserung der Einrichtung des « shared owners​hip » ('gemeinsames Eigentum', Prinzip: Ein zugelassener Käufer kann mit Hilfe eines Darlehens der Kommu​nalbehörden mindestens 40 % des Werts eines Hauses seiner Wahl erwerben, für die restliche Summe zahlt er Miete an die Behörde); dieses Programm wird von den Kommunen angeboten. Daneben gibt es noch ein Pro​gramm der lokalen Behörden für erschwinglichen Wohnraum (die Behörden bieten einkommensschwachen Käufern Häuser zum Gestehungspreis an).

Finnland

Die Unausgewogenheit des Marktes im Ballungsgebiet von Helsinki sowie in anderen wachsenden Großstädten hat zu einer raschen Erhöhung der Wohnungspreise sowie zu sehr hohen Mieten geführt. In weiten Teilen Finn​lands ließ sich eine ähnliche Tendenz feststellen. Der Anstieg der Wohnungspreise wirkte sich störend auf das Ziel der Eindämmung der Inflation aus. Darüber hinaus gefährdet er das Erreichen mehrerer großer Ziele im Bereich der Wohnungsbaupolitik. Diese Probleme führen zu einer Verschlechterung der Situation der Erster​werber und der Jugend im allgemeinen sowie zu einer Verknappung auf dem Wohnungsmarkt, was wiederum die Zahl der Obdachlosen ansteigen lässt. Der rasche Anstieg des Wohnungspreises erschwert zudem die Bereit​stellung von Sozialwohnungen zu mäßigen Preisen sowie das Angebot von altersgerechtem, kostengünstigen Wohnraum, u. a. für ältere Menschen.

Schweden :

Zugang zu Wohnungen in Gebieten mit wirtschaftlichem Aufschwung

In den letzten sechs oder sieben Jahren wurden nur sehr wenig neue Wohnungen gebaut. Laut einer vor kurzem durchgeführten Analyse gibt es in den Aufschwunggebieten des Landes einen großen Bedarf an neuen Woh​nungen. In diesen Gebieten und vor allem im Großraum Stockholm zeigen sich deutlich die ersten Anzeichen einer künftigen Wohnungsnot. Es ist zu befürchten, dass diese Knappheit die Kapazitätsprobleme auf dem Wohnungs- und Baumarkt noch verschärft. Für die kommenden Jahre ist mit Schwierigkeiten zu rechnen, wenn mehr Menschen als erwartet in diese Gebiete ziehen möchten. Dieses Szenario gefährdet den kontinuierlichen wirtschaftlichen Fortschritt in den Wachstumsgebieten. Es besteht die Gefahr, dass diese Situation dem Wirt​schaftswachstum des ganzen Landes Grenzen setzen wird. Im Gegensatz zu den Wachstumsgebieten haben Mittel- und Kleinstädte ein großes Angebot an freiem Wohnraum.

Verantwortung der Kommunen, für Wohnungen zu sorgen

In Schweden sind die Kommunen für Planung und Bereitstellung von Wohnraum zuständig. Viele Kommunalbe​hörden scheinen diese Tatsache zu verkennen und haben keine Pläne für den möglichen neuen Wohnungsbaubedarf vorbereitet. Manche dieser Behörden wollen trotz der vorhandenen Nachfrage den Bau neuer Wohnungen nicht zulassen. Das Ministerium arbeitet derzeit an einem neuen Gesetzesentwurf, der eine formelle Verpflichtung für die Behörden enthalten wird, für ausreichend verfügbaren Wohnraum zu sorgen. Es wird auch darüber nachgedacht, ob die Kommunalbehörden bei Bedarf ein Gremium für Mietwohnungen ein​richten sollten.

Kosten für Wohnungen

In Schweden müssen europaweit mit die höchsten Kosten für Wohnungen im Verhältnis zum verfügbaren Netto​einkommen gezahlt werden. Der durchschnittliche Haushalt zahlt etwa 30 % seines verfügbaren Nettoein​kommens für eine Mietwohnung. Eines der Ziele der Regierung ist die Senkung dieses Anteils. Dies lässt sich verwirklichen, wenn man die Wohnkosten senkt oder die verfügbaren Nettoeinkommen der Haushalte erhöht. Ein Großteil der derzeitigen Diskussion um die Wohnungspolitik konzentriert sich auf eine Methode, mit der die Wohnungsbaukosten gesenkt werden, sowie auf mögliche Änderungen der Grundsteuer. Vor kurzem wurde ein offizieller Bericht zu den Kosten des Wohnungsbaumarkts und den Baukosten vorgelegt. Er wurde in enger Zusammenarbeit mit den Akteuren des Bausektors von einer Kommission erstellt, die nach Möglichkeiten sucht, langfristig die Bau- und Instandhaltungskosten zu senken. Auch die Grundsteuern sind ein wichtiger Punkt für die Wohnungskosten. Vor kurzem hat eine andere Kommission Änderungen des schwedischen Grundsteuersys​tems angeregt.




Deutschland :

Initiative für kostengünstiges und ökologisches Bauen

Der geringe Prozentsatz an Wohneigentum in Deutschland im Vergleich zu andern Ländern liegt vor allem an den hohen Kosten, die sich auch auf den Mietwohnungsmarkt auswirken. Aber diese hohen Kosten stellen auch ein beträchtliches Hindernis für den Bau von Mietwohnungen dar. Demzufolge will die Bundesregierung den Wohnungsbau durch einfachere Verwaltungsvorschriften und Normen sowie durch eine Belebung des Wettbe​werbs ankurbeln. Darüber hinaus muss sich das Bauwesen stärker auf eine nachhaltige Entwicklung ausrichten. Derzeit wird geprüft, welche Bestimmungen und Regelungen im Bausektor modernisiert werden müssen. Man plant die Einrichtung eines Fachzentrums für kostengünstiges und ökologisches Bauen. Dieses soll eine Politik der Verbesserung von Information, Ausbildung und auch der Beratung bezüglich der in gesamten Bauzeit zu berücksichtigenden Qualitätsmerkmale anbieten und den Entscheidungsträgern als Ressourcenquelle dienen.

Großbritannien

Verbesserung des Prozesses des Wohnungskaufs und -verkaufs - Im vergangenen Oktober hat die Regierung Maßnahmen angekündigt, mit denen der Prozess des Kaufs und Verkaufs von Wohnungen verbessert werden soll, und diese Maßnahmen wurden in Bristol erprobt. Mit ihnen sollen das Risiko einer Überbietung und die daraus erwachsenden Unsicherheiten
 eingedämmt werden und es soll beim Kauf einer Wohnung zu weniger Enttäuschung und Stress durch unnütze Fristen kommen.

Reform des « leasehold
 » - Die Regierung hat Maßnahmen angekündigt, um den « leasehold »-Mietern densel​ben Grad an Sicherheit und Kontrolle über ihre Wohnung zu bieten, wie ihn auch die anderen Eigentümer, die ihre Wohnungen selbst bewohnen, genießen. Ferner hat sie Vorschläge für ein « commonhold » unterbreitet, wobei es sich um eine neue Form der Nutzung handelt, mit der der Besitz einer kollektiven Wohnung besser organisiert werden soll.

Regulierung des Hypothekenmarkts - Die Regierung hat Maßnahmen zur Regulierung des Hypothekenmarkts angekündigt und mit den Kreditanstalten zusammengearbeitet, um die Einrichtung von flexiblen Hypotheken sowie eine bessere Zahlungsgarantie derselben zum Schutz der Verbraucher zu fördern.

· Nachhaltige Umstrukturierung der Ballungsgebiete und Städte

Dieses Thema ist ein wichtiger Teil der Wohnungsbaupolitik in zahlreichen Ländern, in denen in den 60er Jahren eine starke Urbanisierung stattfand; es ist aber auch eine neue Art und Weise, sich mit den Wohnungsfragen zu befassen und sie besser in den jeweiligen Kontext zu stellen. Die Begriffe « Stadtentwicklung », « Stadterneuerung », « Stadtumgestaltung » und « kompakte Stadt » erfahren in der Wohnungspolitik eine neue Entwicklung.




Deutschland :

Das Programm " soziale Stadt "

Die Initiative " soziale Stadt ", die gemeinsam von Bund, Ländern und Kommunen betrieben wird, ist zur Stabilisie​rung von Stadtvierteln bestimmt, welche aufgrund sozialer, wirtschaftlicher und städtebaulicher Prob​leme einen Entwicklungsbedarf aufweisen. In diesen Stadtteilen gibt es Wohnsiedlungen mit unausgewogener Sozialstruktur, hoher Arbeitslosigkeit, einer oft schlecht integrierten ausländischen Bevölkerung sowie qualitativ minderwertigen Wohnungen, die sich häufig in reizloser Umgebung befinden. Daher kommt es zu Vandalismus, Konflikten zwischen den Anwohnern und hoher Kriminalitätsrate. Eine Stabilisierung solcher Stadtviertel lässt sich nicht mit üblichen wohnungsbaupolitischen und städtischen Maßnahmen allein erreichen. Das Programm "soziale Stadt" bettet daher die Verbesserung des Wohnungsumfelds und der Qualität der Stadt in eine ganze Reihe besonderer politischer Maßnahmen ein. Dazu gehören beispielsweise Maßnahmen zur Verbesserung der Wohnbedingungen mit dem Ziel, die soziale Vielfalt wieder herzustellen, zur Schaffung von Arbeitsplätzen durch Förderung der örtlichen Wirtschaft, zur Anwendung von beschäftigungsfördernden Instrumenten, zur Verbesserung des Infrastrukturangebots und zur Schaffung von mehr Sicherheit in öffentlichen Anlagen.

Dänemark :

Gemäß dem Ziel einer nachhaltigen Entwicklung basiert die dänische Städtebaupolitik auf dem Vorhaben, auch für die benachteiligten Gruppen der Gesellschaft aus Städten Orte zu machen, in denen man gerne lebt und ar​beitet.

Man befasst sich insbesondere mit der sozialen und ethnischen Trennung in den größten Städten des Landes. Diesem Problem hat die Regierung oberste Priorität eingeräumt und fördert Maßnahmen, die sich um eine bes​sere soziale Integration und um die Schaffung neuer Arbeitsplätze in benachteiligten Stadtgebieten bemühen.

Irland :
Ein Programm für die Erneuerung von Stadtteilen - Mit diesem Programm sollen die ältesten Wohnsiedlun​gen mit der höchsten Wohnungsdichte aufgewertet werden, vorwiegend Wohnblöcke, die sich an verschiedenen Orten in Stadtnähe befinden. Das Programm läuft parallel zur Entwicklung eines Programms zur Energieversor​gung dieser Siedlungen, um die chronischen sozialen Probleme zu überwinden, die mit vielen dieser Wohnkom​plexe verbunden sind.

Frankreich : Beschleunigte Erneuerung der heruntergewirtschafteten Sozialwohnungsviertel, die in den fünfziger und sechziger Jahren erbaut wurden. Dies soll vorwiegend durch Abriss und Neuerrichtung erfolgen.

Die Ziele des Gesetzes über Solidarität und städtische Erneuerung lauten insbesondere:

Solidarität und Teilen, um die städtische Erneuerung einzuleiten, um Orte zum Austausch und Kontakt zu schaffen und um eine soziale Vielfalt in sichereren Städten zu gewährleisten. Verwirklicht werden soll dies mit verschiedenen Wohnungsarten in den Vierteln, Gemeinden und Ballungsgebieten, wobei gleichzeitig die Ver​bindungen zwischen städtischen und ländlichen Gebieten ausgebaut werden sollen. Es geht weniger um den Kampf gegen die Ausbreitung der Städte als vielmehr um die Eindämmung des Berstens der Städte.

Nachhaltige Entwicklung und Lebensqualität: Die Städte dürfen nicht mehr nur für das Auto und um das Auto herum konzipiert werden. Anderen Fortbewegungsmitteln (Fahrrad, Wege für Fußgänger, städtischer Nah​verkehr usw.) muss neue Priorität eingeräumt werden. Bei der Entwicklung der Stadt muss die Umgebung mit beachtet werden, wobei Fragen der wirtschaftlichen Belange sowie der Ausgewogenheit mit den ländlichen Gebieten zum Tragen kommen. Schließlich muss die Stadtentwicklung auch die Fragen der städtischen Ökolo​gie (Abfallentsorgung, knappe Ressourcen sowie die natürlichen und sie unmittelbar umgebenden Räume) be​rücksichtigen.

FINNLAND :

Soziale Trennung und sozialer Ausschluss sind Probleme der im Niedergang begriffenen Städte und bestimmter Viertel in städtischen Wachstumszentren. Die Regierung versuchte, mit verschiedenen Mitteln gegen die soziale Trennung vorzugehen, beispielsweise durch Beihilfen zur Entwicklung benachteiligter Viertel durch die Finan​zierung verschiedener Aktivitäten, durch die Förderung der Beteiligung der Bevölkerung, durch Anreiz für Arbeitsplätze in der näheren Umgebung und andere Maßnahmen.

Niederlande :

Regenerierung der Städte (Stadterneuerung) : 

Diese Frage war in diesem Jahr ein sehr wichtiges Thema. Die Diskussionen drehten sich um das Investitionsbud​get für die städtische Erneuerung (auf Niederländisch: " Investeringsbudget Stedelijke Ver​nieuwing (ISV) "). Das zentrale Ziel für 1999 war hier die Formulierung einer globalen Politik der Stadterneue​rung für die Stadtverwaltungen, und zwar in Form von mehrjährigen Perspektiven und Entwicklungsprogram​men. Die Regierung hat diesen Prozess gefördert und erleichtert. Es wurde ein spezielles Gesetz zu diesem In​vestitionsbudget für die Stadterneuerung vorbereitet, das im Jahr 2000 vom Parlament verabschiedet wird.

Man will ein einziges integriertes Budget schaffen, das die zum großen Teil bereits bestehenden Budgetposten sowie neue Haushaltsmittel umfasst. Ende Juni 1999 wurde zwischen dem niederländischen Städteverband und den Provinzen ein Abkommen über die Verteilung der Finanzen zwischen Städten und Großstädten geschlossen. Ganz allgemein werden die Städte mehr Freiheit bezüglich der Verwendung der gewährten Mittel genießen. Es wurden Beratungsstrukturen für die Information der Öffentlichkeit, Fragen zum Vorgehen, für Koordinierung, Vorbereitung der Gestaltungsprogramme, Einrichtung eines Budgets für die Erneuerung und die Kontrolle sei​ner Verwendung eingerichtet.

Das Gesetz zur " Städteregenerierung " wurde dem niederländischen Parlament im November 1999 vorgelegt, und es wird im Jahr 2000 in Kraft treten. Im Dezember 1999 haben ungefähr 30 Städte und die Regierung Ver​pflichtungserklärungen unterzeichnet.

Somit wurde ein wichtiger Schritt in Richtung des Abbaus der Trennung zwischen Ministerien und städtischen Behörden und hin zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen diesen Stellen getan. Viele Städte und Sied​lungen haben begonnen, über ihre Identität nachzudenken.

Finnland :

In manchen Städten befinden sich die (neuen) Wohnungen häufiger als früher in Zentrumsnähe. Weite Flächen wurden von Industrie und Zwischenlagern geräumt. Vorbedingung für die Nutzung dieser Zonen ist die Säube​rung dieser Flächen sowie mfangreiche Planungen für die Gründungen. Die Neubelegung dieser Brachlände​reien hat der Aufsplittung der Stadtstruktur entgegengewirkt.

Die Pläne zum Bau neuer Wohnungen beruhen im wesentlichen auf der Errichtung zusätzlicher Gebäude. Die neuen Wohnungen werden in die bestehende Infrastruktur eingegliedert, und sie werden die benachbarten Dienste nutzen.

Italien :

Heute gibt es für den Bau neuer Wohnungen aufgrund der städtebaulichen Vorschriften mehr Einschränkungen. Im Gegensatz zu früher sind nämlich die Vorhaben der Erschließung neuer Gebiete für den Wohnungsbau eher eingeschränkt, da man sich darum bemüht, dass die bestehenden Gelände und Gebäude wieder neu genutzt wer​den.




Großbritannien :

Die Regierung hat vor kurzem einen Bericht zur Strategie der nachhaltigen Entwicklung in Großbritannien und zur Förderung der Lebensqualität herausgegeben, in dem zunächst eine nationale Strategie festgelegt ist, der örtliche und regionale Maßnahmen folgen können. Es werden Ziele gesteckt, damit alle Kommunalbehörden Arbeitsschwerpunkte für 2000 festlegen und bis Ende 2000 einen Maßnahmenplan ausgearbeitet haben.

· Entwicklungen bei den Sozialwohnungen

In mehreren Ländern gibt es Bewegung bei den Regeln für Sozialwohnungen, vor allem lässt sich bei der Beziehung zu den Mietern eine Entwicklung feststellen. 

Ferner geht es um die Fragen der Beziehungen zwischen den Organen, die die Sozialwohnun​gen verwalten, und der öffentlichen Hand. Allerdings führen die Entwicklungen hin zu einer Vereinfachung des Rechtssystems dieser Organe in manchen Ländern zu Widersprüchen.

Österreich :

- Liberalisierung der zeitlichen Begrenzung der Genehmigung des Rechts auf Fortbestand des Mietverhältnisses und Einführung eines 25%igen Abschlags auf die Miete, wenn die Miete zeitlich begrenzt ist.

- Auflage einer standardisierten Buchführung für die Nebenkosten einer Wohnung.

- Maßnahmen zur Deregulierung, Anreize für die Qualität der Bauarbeiten und Senkung der Kosten beim Bau von Wohnungen ohne Gewinnabsicht (beispielsweise Ausweitung des Aktionsfeldes von Bauverbänden ohne Gewinnabsicht, Einführung von Vertragsmodellen vor allem im Wärmesektor usw.).

- Liberalisierung und Senkung der Wohnungsverwaltungskosten durch Sonderregelungen unter der Bezeich​nung "Hausbesorgergesetz".

Frankreich : Zur Einrichtung eines regelmäßigen Dialogs zwischen den Organen für öffentlich geförderte Sozi​alwohnungen und den Mietern - dies insbesondere vor allen größeren Baumaßnahmen - sieht der Gesetzesent​wurf für Solidarität und Stadterneuerung für jedes Organ die Ausarbeitung eines Plans zur Befragung der Mieter vor.
Niederlande :

Sozialwohnung (Wohnungsverbände) :

Bezüglich der Tätigkeiten des Sozialwohnungsbaus wurden Maßnahmen eingeleitet, um einen "erneuerbaren Fonds" zu schaffen, der die Solidarität zwischen "reichen" und "armen" Wohnungsverbänden fördern soll. Dies wird somit die rechtliche Gleichstellung zwischen diesen bedeutenden Wohnungsunternehmen in den Nieder​landen fördern. 1999 wurde eine Verpflichtung vorbereitet, um es dem "zentralen Fonds für Wohnungen" (auf Niederländisch: " Centraal Fonds voor de Volkshuisvesting ") zu genehmigen, diesen erneuerbaren Fonds einzu​richten. Die Vereinbarung wird zwei Jahre nach ihrer für Beginn 2000 angesetzten Unterzeichnung bewertet.

Alle derzeit etwa 730 Wohnungsverbände wurden im Lauf des zweiten Halbjahrs 1999 einzeln geprüft, um ihre Leistungen bezüglich der finanziellen Kontrolle, der Ordnungsgemäßheit und der Effizienz ihrer Arbeiten zu ermitteln. Dies war auch 1997 durchgeführt wurden, und als Ergebnis mussten damals eine Reihe rechtlicher Probleme gelöst werden, was durch die Einrichtung von Beschwerdeausschüssen und die Verbesserung der Kommunikation zwischen Eigentümern und Mietern bewerkstelligt wurde. Daraus ergab sich die Formulierung einer Politik für den Verkauf von Mietwohnungen durch die Wohnungsverbände. Die Anzahl der Verbände mit zu geringen finanziellen Rücklagen hat zum Teil durch Fusionen abgenommen; es wurden Beratungen abgehal​ten und mit den finanziell schwachen Verbänden Vereinbarungen unterzeichnet. In manchen Fällen wurden Bemühungen der Wohnungsverbände im Bereich der Stadterneuerung festgestellt,

Eine Prüfung der Geschäftsberichte 1997 der Wohnungsverbände, die 1999 abgeschlossen war, hat ergeben, dass die Verbände ihre Aufgaben in größerem Umfang erfüllen, als dies vom Gesetz vorgeschrieben ist. Dies führte zu einem vorläufigen Entscheidungsrahmen, der die Tätigkeiten, die der Form nach nicht mehr unter die gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben der Wohnungsverbände fallen, der vorherigen Zustimmung des Woh​nungsbauministers unterstellt. Das Parlament wurde über diese provisorische Lösung informiert und hat dies Mitte Juni 1999 mit dem Staatssekretär erörtert. Das Parlament hat sich nicht gegen diesen provisorischen Ent​scheidungsrahmen ausgesprochen. Es wird 2000 darüber unterrichtet werden, wie die betroffenen Fälle gehand​habt wurden.

Ein Gesamtüberblick über die Tätigkeit der Wohnungsverbände im Jahr 1998 wurde in einem Ende 1999 an das Parlament gesandten Bericht veröffentlicht. Die Gesamttabelle zeigt, dass die Verbände ihre Aufgaben recht gut erledigt haben und dass die Wohnung der Hauptzielgruppe daher zufriedenstellend ist. Der Bericht gibt dem Wunsch Ausdruck, dass man für 1999 vor allem im Bereich der Stadtregenerierung, der Umstrukturierung des vorhandenen Wohnungsbestands und für den Lebensrahmen zur denselben Ergebnissen kommen möge; diese Aufgaben wurden 1998 in gewissem Maße vernachlässigt.

Der Gesamtüberblick zeigt auch, dass eine Reihe der anderen Ziele der Regierungspolitik realisiert wurden: Für die Zielgruppe (untere Einkommensklasse) gibt es eine ausreichende Anzahl erschwinglicher Wohnungen, die Investitionen in die erforderliche Instandhaltung sind gestiegen, beim Bau neuer Wohnungen sowie bei der Verbesserung der vorhandenen Wohnungen wurden Maßnahmen zur Berücksichtigung der nachhaltigen Ent​wicklung im Bauwesen beachtet, es wurden Investitionen zur Verbesserung der Lebensbedingungen in den Vierteln getätigt, und fast überall wurden strukturelle Prozesse zur Befragung der Mieter eingeführt. Doch man​che Fragen bedürfen in Zukunft größerer Aufmerksamkeit, hier geht es insbesondere um den Verkauf der Sozi​alwohnungen an Mieter, wo keine zufriedenstellende Steigerung festzustellen war (15 000 im Jahr 1997 und 16 000 für 1998). 

Schließlich wurden mittels der Aufhebung von Vorschriften und der Gesetzgebung zahlreiche Bemühungen unternommen, um die Tätigkeiten der Wohnungsverbände im Hinblick auf einen fairen Wettbewerb zu fördern. Dies ist angesichts des hohen Anteils (3/4) sehr wichtig, den die Wohnungsverbände am Wohnungspark der Niederlande haben. Eine Arbeitsgruppe hat ihre Vorstellungen zu dieser Frage Ende 1999 konkretisiert. Auf dieser Grundlage kann 2000 eine politische Entscheidung getroffen werden.

Großbritannien :

Vertrag über die Beteiligung der Mieter - Die Mieter spielen bei den Sozialwohnungen eine wichtige Rolle. Sie müssen besser eingebunden werden, damit die lokalen Behörden bessere Investitionsentscheidungen für Wohnungen treffen können, bessere Dienste anbieten und gegen den sozialen Ausschluss vorgehen. Die Behör​den haben seit April 2000 Verträge über die Beteiligung der Mieter angeboten. Es handelt sich hierbei um Ver​träge zwischen den Stadtverwaltungen und ihren Mietern bezüglich der Art, wie die Mieter an den Entscheidun​gen über die Verwaltung ihrer Wohnungen so beteiligt werden können, dass ihre Bedürfnisse und diejenigen der Eigentümer miteinander vereinbar werden.

Neues Finanzsystem für die Wohnungsabrechnung bei den örtlichen Behörden - Das Ministerium für Um​welt und Regionen richtet ein neues System ein, um für die örtlichen Behörden einen Anreiz zu schaffen, sich auf eine effiziente Verwaltung ihres Wohnungseigentums zu konzentrieren, wobei die Finanzen der Dreh- und Angelpunkt des Systems sind. So können die Mieter erfahren, wie ihre Wohnung finanziert wird. 

Einführung eines besseren Qualitätsrahmens - Ab April 2000 hat das Ministerium für Umwelt und Regionen einen besseren Qualitätsrahmen für Wohnungen und neue Wohnungen eingerichtet. Mit diesen zusätzlichen Geldern soll die bestehende Qualität verbessert werden. Eine bessere Qualität im Wohnungswesen betrifft den Beitrag der lokalen Behörden in Form von effizienten Wohnungsämtern hoher Qualität, die den Bedürfnissen und Erwartungen der Personen entgegenkommen. Die Aufsichtsbehörde für Wohnungsbau wird die Leistungen der lokalen Behörden minutiös prüfen und die sachdienliche Nutzung der hohen, für das Wohnungswesen be​reitgestellten Summen unterstützen.

Ein einziger Kapitalfonds zur Finanzierung des Wohnungssektors der lokalen Behörden- Am 1. April 2000 hat die Regierung einen Fonds mit Kapital, das nur für die Finanzierung des Wohnungssektors der lokalen Be​hörden bestimmt ist, eingerichtet, wodurch diese Behörden größere Freiheit bei den Ressourcen genießen und eine Strategie verfolgen können, die dem Investitionsbedarf bei allen Wohnungstypen entspricht.

Schweden :

Entwicklung des Sektors der staatlichen Wohnungen und der Rolle der Mieter

Der Mietsektor macht in Schweden 40 % des Wohnungsbestands aus. Die Hälfte davon gehört privaten Unter​nehmen, die andere Hälfte den Unternehmen für staatliche Wohnungen. Diese sind Organisationen ohne Ge​winnabsicht und gehören den lokalen Behörden. Ihre Wohnungen sind allen unabhängig vom Haushaltsein​kommen, Familiengröße oder anderen Faktoren zugänglich. Aufgrund dieses (öffentlichen und allen offenste​henden) Systems gibt es in Schweden keine Wohnungen, die bestimmten sozialen Gruppen vorbehalten sind.

In den letzten Jahren haben sich die Bedingungen auf dem Wohnungsmarkt vor allem für die Unternehmen der staatlichen Wohnungen deutlich geändert. Alle besonderen Vorzugsregeln wurden gestrichen, und die Unter​nehmen für staatliche Wohnungen agieren unter denselben Bedingungen auf dem Wohnungsmarkt wie die pri​vaten Eigentümer von Wohnraum. Unter diesen Umständen wollen viele Lokalbehörden ihre Unternehmen für staatliche Wohnungen auf dem Markt verkaufen. Um diesen Negativtrend umzukehren, hat die Regierung eine offizielle Kommission eingerichtet, die Vorschläge über neue rechtliche Instrumente im Bereich der staatlichen Wohnungen ausarbeiten soll. Darüber hinaus soll sie Maßnahmen vorschlagen, um die Rolle der Mieter inner​halb der Unternehmen für staatliche Wohnungen zu sichern.

þ Reformen

In zahlreichen Ländern wurden wichtige Gesetze oder Rahmentexte über die Wohnungsbau​politik beschlossen oder werden derzeit diskutiert.

Deutschland : Die Reform des Gesetzes der Wohnungszulagen soll in Zukunft für eine effi​zientere und zielgerichtetere Verwendung dieser Mittel sorgen. Die Zielgruppe wird demnach nicht mehr eine sein, die man als "breite Schicht der Bevölkerung" bezeichnen kann, sondern vielmehr die Haushalte, die auf dem Markt selbst keine geeignete Wohnung finden können. Neben dem Bau neuer Wohnungen muss dem vorhandenen Wohnungsbestand, der von der Subventionspolitik betroffen ist, mehr Aufmerksamkeit gezollt werden, denn dieser Bereich bietet in der Regel kostengünstigere Wohnungen an.

Österreich : Im Juni 2000 hat das österreichische Parlament eine " Wohnrechtsnovelle 2000 " verabschiedet, mit der eine allgemeine Senkung der Wohnungskosten erreicht werden soll. Sie ändert insbesondere zwei der drei " Säulen " der zivilrechtlichen Bestimmungen in Öster​reich zum Wohnungswesen, nämlich diejenige über die Beziehungen zwischen Eigentümer und Mieter (Mietrecht) sowie diejenige zum sozialen Wohnungsbau (die dritte bezieht sich auf Wohnungseigentum).

Spanien : Neuer Wohnungsplan 1998-2001 (Königlicher Erlass 1186/1998 vom 12. Juni).
Der neue Plan geht von einer Anpassung der Ziele und der Finanzierungstechniken an die neuen wirtschaftlichen und finanziellen Gegebenheiten in Spanien aus und bezieht sich insbe​sondere auf die Erweiterung des Angebots an Mietwohnungen und auf die Vereinfachung der finanziellen Beziehungen zu den selbständigen Regionen.

Finnland :Eine Strategie für die Wohnungspolitik, die vom Umweltministerium vorbereitet wurde, ist vom Staatsrat im Juni 2000 verabschiedet worden. Damit sollen Bedingungen für Wohnraum zu einem vernünftigen Preis geschaffen werden, so dass das regionale Gleichge​wicht und die soziale Kohärenz gefördert werden.

Frankreich : Gesetzesentwurf zu Solidarität und Erneuerung in den Städten.
Dieses wichtige Gesetz, das derzeit im Parlament erörtert wird, soll eine neue Logik der nachhaltigen, ausgewogenen und für den sozialen Zusammenhalt förderlichen Stadtentwick​lung schaffen.

Niederlande : Eine wichtige überarbeitete Fassung der staatlichen Wohnungspolitik, die im Text " Wohnungswesen im 21. Jahrhundert " (auf Niederländisch: " Nota Wonen in de 21e eeuw ", oder: " Nota Wonen ") festgelegt wurde, wird 2000 veröffentlicht. Hier werden die wichtigsten Schwerpunkte der Wohnungspolitik der Regierung für das erste Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts formuliert - ein Thema, das Gegenstand unzähliger Debatten war. Die Diskussi​onen stützte sich auf eine Studie zum Wohnungswesen um das Jahr 2030 (auf Niederländisch: " Woonverkenningen ") sowie auf die Auswertung des früheren politischen Grundsatzberichts der Regierung von 1989.

Portugal : Vor kurzem hat die Regierung den Pakt zur Modernisierung des Wohnungsbe​stands (PMPH) vorgelegt, mit dem der Wohnungsbestand saniert und das Mietwesen ange​kurbelt werden sollen, um die Mängel im Wohnungssektor des Landes zu beheben.

Großbritannien : « Grünbuch zum Wohnungswesen » - Das für das Wohnungswesen zustän​dige Ministerium (DETR) hat vor kurzem ein Grünbuch mit dem Titel „ Qualität und Wahl der Wohnung - annehmbare Wohnungen für alle » herausgegeben. Diese Unterlage stellt die Palette der Vorschläge für die Modernisierung der Wohnungspolitik vor, wodurch jeder die Möglichkeit haben sollte, eine angemessene Wohnung zu bekommen. Es ist die erste voll​ständige Überprüfung der Wohnungspolitik der Regierung seit 23 Jahren.

· Wohnungszulagen

Niederlande : Wohnungszulagen :

Das Parlament hat genauere Informationen zu einer Reihe von Fragen gefordert, die im Jahresbericht 1999 des Ministeriums behandelt wurden. Besonderes Augenmerk galt der Frage, wie effizient die Ausgaben für Wohnungszulagen sind.

Zu diesem Thema sind Maßnahmen ergriffen worden. Um insbesondere die Ausgaben der Regierung zu kontrollieren, wurde zwischen dem zuständigen Ministerium und dem Verband der Eigentümer eine Vereinbarung über die Höchstmiete unter Berücksichtigung der Wohnungszulage sowie über die maximale jährliche Mieterhöhung (3,3 %) im Landesdurchschnitt geschlossen. Dies wiederum führte zu einer Vereinbarung, nach der im Falle einer Überschreitung dieses Prozentsatzes eine Entschädi​gung durch die Eigentümer gefordert werden kann. Ferner wurden Maßnahmen zur Effizienzsteige​rung ergriffen, um die Kosten der Durchführung der Wohnungszulagenvereinbarung zu senken.

Hinsichtlich der Wohnungszulagen im allgemeinen zeigt die Situation in den Niederlanden, dass der durchschnittliche monatliche Mietzuschuss seit 1996/1997 deutlich um fast 35 Gulden
 gestiegen ist. Diese Erhöhung fand in allen Kategorien der hierzu berechtigten Einkommen statt. Die stärkste Erhö​hung gab es bei den Wohnungszulagen für Einpersonenhaushalte und den Haushalten der älteren Menschen ab 65. Dies führte im Durchschnitt zu einer Senkung der Nettoausgaben für die Wohnung um 2 %.

1998 (letztes Jahr der verfügbaren Daten) haben 1 030 700 Haushalte (1997: 978 500) Wohnungszu​lage erhalten, das entspricht insgesamt einer Summe von 2 931 000 000 Gulden (1997: 2 438  000 000). Die Steigerung war durch Änderungen im Wohnungszulagensystem bedingt.

Deutschland : Änderung des Wohnungszulagengesetzes

Die Wohnungszulage wird allen Haushalten gewährt, die sich aus eigener Kraft keine angemessene Wohnung leisten können (1998 waren es 2,95 Mio. Haushalte, das sind etwas weniger als 8 %). Die Ausgaben für Woh​nungszulagen beliefen sich 1998 auf 7 Milliarden DM
. Trotz der Bemühungen um eine Konsolidierung des Bundeshaushalts wurde eine Änderung des Gesetzes für Wohnungszulagen beschlossen, durch die diese Ausga​ben um etwa 1,4 Mia. DM steigen werden. Diese Maßnahme tritt 2001 in Kraft. Ab 2001 werden die Woh​nungszulagenempfänger der alten Bundesländer etwa 80 DM zusätzlich erhalten, das entspricht einer monatli​chen Erhöhung um über 50 %. Die Zahl der Wohnungszulagenempfänger wird zunehmen. Darüber hinaus wird das Wohnungszulagensystem im Westen mit demjenigen der neuen Bundesländer zusammengelegt, wo die Wohnungszulagen seit der Wiedervereinigung höher sind.
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· Mieten

Mehrere Länder haben die Mietrechtsgesetze überprüft:

Österreich :

Im Juni 2000 hat das österreichische Parlement die " Wohnrechtsnovelle 2000 " (Reform der Wohnrechte) ver​abschiedet, mit der eine allgemeine Senkung der Wohnungskosten erreicht werden soll und die insbesondere zwei der drei " Säulen " der zivilrechtlichen Bestimmungen in Österreich zum Wohnungswesen ändert, nämlich das " Mietrechtsgesetz " das " Wohnungseigentumsgesetz 1975 " und das " Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz ". 

Der österreichische Gesetzgeber möchte damit die folgende Tendenz erreichen:

eine (traditionell) aufmerksame und sozialverträgliche Liberalisierung des Wohnungsmarkts, und zwar " Schritt für Schritt ", ohne die bestehenden Verträge zu ändern, sowie die Harmonisierung und wahrscheinlich Standar​disierung und Vereinfachung der Wohnrechte, die aus historischen Gründen in der Tat fragmentarisch und ka​suistisch sind.

Luxemburg :

- Reform der Gesetzgebung über die Mietverträge, für eine Neugestaltung des Ertrags der privaten Investitio​nen in Bauten; insbesondere hat man hier u.a. die Neufestsetzung der Ertragszinsen, die Neudefinition des in​vestierten Kapitals, die Einführung des Prinzips der jährlichen Mietanpassung im Visier.

Niederlande :

Mietpolitik : 
Das generelle Ziel der Mietpolitik ist die Kontrolle der Entwicklung der Mieten, um die Wohnungsausgaben zu überwachen und somit ebenfalls die Rentabilität der Investitionen der « Wohnungsverbände » zu berücksichti​gen. 

Unabhängig von der Mietpolitik bemüht man sich auch um eine Transparenz der Gesetzgebung, die die Rechte der Mieter und Eigentümer regelt.

Die Mietpolitik für kurzfristige Mietverhältnisse wurde in einer Unterlage mit dem Titel " Mietbrief " (auf Nie​derländisch: " Huurbrief ") festgelegt, die dem Parlament 1999 vorgelegt wurde. Die zu diesem Thema durchge​führte Studie hat ergeben, dass die Mieten schneller steigen als die Inflationsrate. Eine stärkere Senkung beim Anstieg der durchschnittlichen Miete wird als möglich angesehen, obwohl es erforderlich ist, eine Differenzie​rung je nach den besonderen Merkmalen der betroffenen Wohnungen sowie der finanziellen Belastungen und der Investitionen der betroffenen Eigentümer zuzulassen.

Längere Diskussionen mit dem Parlament gab es bezüglich der vorgeschlagenen Mietpolitik; eine Einigung konnte erst Anfang 2000 erzielt werden. Die Diskussionen drehten sich um den Wunsch einer Mehrheit im Par​lament, die eine maximale Anhebung der Miete pro Wohnung entsprechend der Inflation anstatt einer durch​schnittlichen Mieterhöhung ungefähr in Höhe der Inflationsrate, wie dies zum Zeitpunkt der Regierungsbildung angenommen worden war, durchsetzen wollte. Schließlich einigte man sich auf eine genehmigte Mieterhöhung für 2000 von maximal 3,8 %.

Am 30. November 1999 trat eine Änderung des " Gesetzes über die Mietpreise " in Kraft. Dies bedeutet, dass es den Niederländern nunmehr möglich ist, für die Instandhaltung eigene Maßnahmen zu ergreifen
. Aufgrund dieser Bestimmungen wird die Möglichkeit der Verhängung von Sanktionen verbessert und die Position der Mieter gestärkt.

Anpassungen an die Indexierung der maximalen Miethöhe, die bei der Wohnungszulage berücksichtigt wird, wurden am 1. Juli 1999 ebenfalls in dem Gesetz über die Wohnungszulage (auf Niederländisch: " Huursubsi​diewet ") vorgestellt. Dies erfolgte auf der Grundlage einer Verpflichtung, die Ende 1998 unterzeichnet wurde. Die Kontrolle hat insbesondere ergeben, dass sich die kleinen Privateigentümer nicht ausreichend an die Ver​pflichtung gehalten haben. Deshalb hat das Parlament darauf bestanden, zusätzliche Mittel für die Durchsetzung der Verpflichtung einzuräumen; es wird nun ein Rechtsinstrument vorbereitet, mit dem man gegen übermäßige Mietaufschläge vorgehen kann. Dies wird eine Änderung des Gesetzes über die Wohnungszulagen mit sich bringen, das am 1. Juli 2000 in Kraft treten wird.

3 - Die wichtigsten Wirtschaftsindikatoren und anderen Rahmenfaktoren in Verbindung mit Wohnungen.

þ Demografische Entwicklung 

Die meisten Länder haben eine identische demografische Entwicklung : geringes Bevölkerungs​wachstum mit Tendenz zur Stabilisierung sowie eine stärkere Zunahme der Anzahl der Haushalte. Darüber hinaus wird die Bevölkerung immer älter. Je nach Land stellt man jedoch unterschiedliche und mehr oder weniger ausgeprägte Wanderbewegungen fest : In Schweden und Finnland kommt es zu einer starken Polarisierung in den Städten und vor allem den Hauptstädten, in Frankreich sind die Tendenzen unterschiedlicher, vor allem in den vor​wiegend ländlichen Gebieten, wo man eine positive Entwicklung feststellen kann, wenn sich diese im Einflussbereich einer Stadt befinden.

Darüber hinaus erwartet man in mehreren Ländern - vor allem in Italien und Spanien - einen Zuwandererstrom aus dem Ausland.

þ Mittelfristige wirtschaftliche Aussichten

In den fünfzehn Ländern der Europäischen Union herrschen gute mittelfristige Wirtschafts​aussichten, das BIP ist im positiven Bereich, die Arbeitslosenzahlen sinken, die Zinssätze sind niedrig und die Inflation ist unter Kontrolle. Die Nachfrage der Haushalte folgt sowohl in Großbritannien als auch in der Euro-Zone im Großen und Ganzen dem Wachstum in Eu​ropa. In Deutschland und Italien, wo man bisher rückläufige Tendenzen feststellen konnte, werden die ersten Anzeichen einer größeren Zuversicht der Haushalte sichtbar.

þ Wichtigste Entwicklungen bei der Stadtentwicklung und/oder Indikatoren

In vielen Ländern gibt es mit Problemen belastete Wohnviertel, häufig geht es um die großen Wohnkomplexe aus den 60er und 70er Jahren, in denen besonders viele benachteiligte Men​schen leben. In dem Teil, der sich mit der aktuellen Wohnungspolitik befasst, haben wir gese​hen, dass diese Viertel in vielen Ländern das bevorzugte Ziel von Maßnahmen sind. Auf der anderen Seite zeichnen sich in mehreren Ländern punktuelle Phänomene eines Rückgangs der Städte ab, die auch besonders gründlich zu betrachten sind. Gerade in Finnland befasst man sich ausführlich mit diesem Thema. Schließlich werden die Probleme der Qualität des städti​schen Umfelds in Europa immer stärker berücksichtigt: Griechenland, das vor allem unter den Auswirkungen der Umweltverschmutzung leidet, erarbeitet derzeit eine Politik, die eine Verbesserung dieser Situation bewirken soll.

4.- Entwicklung des Wohnungsmarkts 

þ Allgemeine Situation bei der Gleichung von Wohnungsangebot und ‑nachfrage

Mit Ausnahme von Irland, wo der Wohnungsbedarf sehr hoch ist, ist die Situation in den EU-Ländern komplex : Die meisten Länder sind der Ansicht, dass es genügend Wohnungen gibt und dass die einzigen Probleme darin bestehen, dass es in bestimmten Regionen oder Seg​menten des Wohnungsbestands Anpassungsschwierigkeiten gibt.

Die Niederlande hingegen verzeichnen ein Defizit von 85 000 Wohnungen, das sind 1,3 % des Wohnungsbestands; Dänemark ist der Meinung, dass sich mit der aktuellen Bauent​wicklung ein Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage erst 2040 einstellt, wenn die Kinder mit 20 das Elternhaus verlassen, im Jahr 2007, wenn sie dies mit 25 tun. Portugal räumt vor allem in den Regionen um Lissabon und Porto einen erheblichen Wohnungsmangel ein. In Spanien hat das Angebot trotz einem sehr dynamischen Wohnungsbaumarkt Schwie​rigkeiten, mit der Nachfrage Schritt zu halten. Die Situation in Irland ist mit derjenigen in Spanien vergleichbar, denn trotz erheblichen Bautätigkeit entwickelt sich die Nachfrage exp​losionsartig.

In Finnland hat die Regierung mit den Stadtverwaltungen in der Region der Hauptstadt Hel​sinki ein gemeinsames Maßnahmendokument verfasst, um das Angebot von Bauplätzen zu beleben. Diese Maßnahme wird auf andere Zentren in Wachstumsgebieten ausgedehnt.

In Schweden hat der starke Rückgang des Bausektors in den letzten Jahren dazu geführt, dass nun in den dynamischen Zonen der Metropole eine Krise zu befürchten ist.

Die nachstehende Tabelle für Neubauten zeigt die erheblichen Unterschiede des Anteils der Neubauten auf 1000 Einwohner : Irland, Portugal, Griechenland, Spanien und, in geringe​rem Maße, Österreich weisen einen hohen Anteil auf, bei den ersten vier Ländern sind dies über 10, während Schweden ganz am Ende steht (unter 2). Die Zahlen für Belgien, Däne​mark und Großbritannien liegen leicht über 3, während sich der Rest um 6 herum bewegt.


Bei der Auslegung dieser Vergleiche muss man jedoch sehr vorsichtig sein, denn die Definiti​onen der einzelnen Länder für diese Zahlen decken sich nicht hundertprozentig.

Neubauten


Gebaute Wohnungen

(1) 
Wohnungsbau/1000 Einwohner






1998
1999
1998
1999

DEUTSCHLAND * ( t)
501 000*
473 000*
6,11
5,77

ÖSTERREICH * (t)

59 400*

7,36

BELGIEN (a)
39 000

3,84


DÄNEMARK 
19 150
17 200
3,62
3,25

Spanien 
432 000
520 770
11,0
13,2

FINNLAND (t) 
29 800
27 800
5,78
5,39

FRANKREICH 
285 000
317 500
4,87
5,43

GRIECHENLAND
40 000

11,03


ITALIEN 





IRLAND
42 300
46 500
11,31
12,42

LUXEMBURG (a)

2 198

5,40

NIEDERLANDE 
90 516
78 625
5,78
5,02

PORTUGAL (a)
108 095
117 021
10,9
11,8

Grossbritannien 
188 000
188 000
3,22
3,22

SCHWEDEN 
13 000
15 000
1,49
1,72

(1) a : genehmigt, t : vollendet, der Rest befindet sich im Bau

* Diese Zahlen umfassen auch Wohnungen, die in großem Umfang renoviert wurden; für Deutschland betragen die Zahlen bei Neubauten allein 443 800 für 1998 und 388 700 für 1999
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In zahlreichen Ländern erkennt man selbst auf den relativ fließenden Märkten oft eine beson​ders angespannten Situation für junge Menschen und Haushalte mit niedrigem Einkommen, die sich ohne Beihilfe keine Wohnung leisten können.

In den Ländern, in denen die meisten Haushalte in einem Mietverhältnis lebten, zeichnet sich allgemein eine Förderung zum Erwerb von Wohneigentum und zur Entwicklung des Baus von Einfamilienhäusern ab. Dies gilt insbesondere für Deutschland, aber auch für die Nie​derlande.

Dagegen macht sich in Ländern wie Irland oder Spanien mit großem Eigenheimanteil ein größerer Bedarf an Mietwohnungen bemerkbar, woraus sich ein Druck auf die Mieten ergibt. Während man allgemein bei den Neubauten eine zunehmendeTendenz zum Bau von Eigen​heimen erkennt, ist dies in Luxemburg nicht der Fall.

· Entwicklung im Bauwesen nach Art der Finanzierung


Privater Wohnungsbau


Sozialwohnungen, reglementierter Wohnungsbau oder Mietwohnungen

(1)


in %
 in %


1998
1999
1998
1999

DEUTSCHLAND

94,0

6,0

Österreich  (Mietwohnungen)

65,0

35,0

DÄNEMARK
62,4
66,2
37,6
33,7

SPANIEN (reglementierter Wohnungsbau)
74,1
81,3
25,9
18,6

FINNLAND

67.0

33,0

FRANKREICH  
84,5
87,4
15,5
12,6

IRLAND 
92,3
92,4
7,7
7,6

NIEDERLANDE 
77,8
83,0
22,2
17,0

ENGLAND 

86,5

13,5

(1) Wenn es sich nicht um soziale Mietwohnungen handelt, ist die Art der gezählten Wohnungen angegeben.

Die obige Tabelle zeigt, dass die Situation in den einzelnen Ländern sehr unterschiedlich ist, da die Anzahl der jährlich neu gebauten Privatwohnungen je nach Struktur des Wohnungsbe​stands zwischen 65 % und 95 % schwankt.

· Entwicklung des Bauwesens nach geografischen Zonen (Städte und Regionen).
Die am meisten verbreitete Tendenz scheint die Polarisierung des Bauwesens in den dyna​mischsten Regionen zu sein, was zu einer Verknappung der Grundstücke und zu einem Preis​anstieg führt. Die Bedeutung der unterschiedlichen regionalen Entwicklungen zeigt sich ganz deutlich in einigen Ländern und hat politische Maßnahmen zur Folge, die besser auf die lo​kalen Gegebenheiten abgestimmt sind.

· Entwicklung bei der Sanierung oder Modernisierung vorhandener Wohnungen.

Aus der Sicht des Bausektors stellen die Arbeiten der Modernisierung und Verbesserung des Wohnungsbestands in fast allen Ländern einen wichtigen Teil des Marktes dar. Manchmal werden die Bauarbeiten mit staatlichen Subventionen bezuschusst. Dieser Sektor entwickelt sich umso mehr, als die Politik häufig eine stärkere Neunutzung der vorhandenen Gebäude befürwortet.

Aus der Sicht der Städteplanung werden diese Arbeiten der Stadterneuerung in den meisten Ländern, die in der Nachkriegszeit eine erhebliche Urbanisierung am Stadtrand erlebten, in der Regel mit Hilfe von Sonderprogrammen durchgeführt, die sich gleichzeitig mit den physi​schen und den sozialen Aspekten der Viertel befassen (siehe weiter oben).
· Entwicklung bei leerstehenden Wohnungen

In einigen Ländern gibt es sehr viele leerstehende Wohnungen. Das gilt auch für Schweden, wo man im Mietsektor in den Regionen, die nicht expandieren, viele leerstehende Wohnun​gen verzeichnet. Auch in Belgien ist dies der Fall, obwohl hier eine Mengenangabe sehr viel schwieriger zu machen ist und wo die Ursache häufig bei älteren Besitzern liegt, die nicht die Arbeiten durchführen lassen können, die erforderlich wären, um ihr Wohneigentum wieder auf dem Markt anzubieten. Auch in Deutschland ist dieses Problem nicht fremd, wo in den neuen Bundesländern 13 % der Wohnungen leer stehen. Dafür sind tiefgreifende strukturelle Änderungen verantwortlich, beispielsweise der Rückgang der Bevölkerung in Städten mit großen wirtschaftlichen Problemen und auch das große Angebot an neuen, attraktiven Woh​nungen, mit denen der qualitativ minderwertige alte Bestand nicht konkurrieren kann. Deshalb wandern die Bewohner mit höherem Einkommen ab, denn sie sind Besitzer eines Eigenheims in einer attraktiveren Gegend geworden. Die Bundesregierung hat eine Expertenkommission eingerichtet, die Lösungen für dieses Problem erarbeiten soll.

In einigen Ländern, vor allem in Österreich, verzeichnet man auch die Aufgabe von Woh​nungen in den Randvierteln in großen Wohnkomplexen. Eine ähnliche Situation zeichnet sich in den ländlichen Gebieten vor allem in Frankreich und Portugal ab, wo Wohnungen unbe​wohnt bleiben, weil sie entweder nicht mehr dem heute geforderten Komfortstandard entspre​chen oder, was häufiger der Fall ist, weil es keine Arbeit mehr zu verrichten gibt, für die man hier wohnen könnte.

In Griechenland allerdings gibt es nur sehr wenige leerstehende Wohnungen, was auf die insgesamt angespanntere Situation auf dem Wohnungsmarkt hinweist.

· Mittelfristige Aussichten

Man erwartet eine gewisse Anzahl von Entwicklungen: In den Niederlanden, die stellvertre​tend für die Länder sind, in denen der mengenmäßige Bedarf deutlich gedeckt ist, hat die Wirtschaft in den letzten Jahren eine positive Entwicklung verzeichnet, und somit erwartet man eine Nachfrage nach mehr Qualität beim vorhandenen und neu entstehenden Wohnungs​bestand. Bei den qualitativ minderwertigen Teilen des Wohnungsbestands wird der Druck abnehmen, und wenn sich der Wohnungsmarkt weiterhin positiv entwickelt und keine Um​strukturierung vorgenommen wird, werden mehr Wohnungen leer stehen. Das Durchschnitts​alter der Bevölkerung steigt allmählich: somit müssen mehr vorhandene und neu entstehende Wohnungen an die Bedürfnisse älterer Menschen angepasst werden.

In Griechenland, wo der Wohnungsbau ausgeprägte Zyklen aufweist, stellt man derzeit einen aufsteigenden Zyklus fest, der seinen Höhepunkt 2003 erreichen wird: Am Ende des Zyklus kann es dann zu einem relativen Wohnungsmangel kommen.

In Irland wird die Wohnungsknappheit zum verstärktem Bau von Sozialwohnungen führen. Der geschätzte Bedarf an erschwinglichen Wohnungen beläuft sich bis Ende 2006 auf 90 000 Wohnungen.

Der jährliche Bedarf in Österreich beträgt schätzungsweise 40 000 Wohnungen.

In Portugal befindet sich der Wohnungsmarkt in einer sehr kritischen Phase. Zum einen sieht er sich mit dem Auslaufen des Modells konfrontiert, das in den vergangenen Jahren sein Wachstum unterstützt hat, zum anderen steht er dem natürlichen Ende des Expansionszyklus bei den Neubauten gegenüber. Diese Phase erfordert eine rasche Anpassung an ein neues Mo​dell, bei dem der Schwerpunkt allmählich stärker auf der Qualität denn auf der Quantität lie​gen wird. Daraus werden sich zwangsläufig die Sanierung des älteren Wohnungsbestands und die Belebung des Markts für Mietwohnungen ergeben.

In Schweden geht man davon aus, dass die Anzahl der neugebauten Wohnungen nach dem sehr niedrigen Produktionsniveau in den letzten Jahren allmählich steigern wird, wobei vor allem Eigenheime gebaut werden.

· Verkauf der Sozialmietwohnungen (Umwandlung in Eigentum)

Der Verkauf von Sozialmietwohnungen an ihre Bewohner ist eine in vielen Ländern (Groß​britannien, Irland) massiv betriebene Politik, in anderen Ländern spielt dies nur eine margi​nale Rolle oder ist sogar verboten. In Finnland beispielsweise werden nur Wohnungen in nachfrageschwachen Regionen verkauft. In Schweden wird ein Teil des Eigentums der Woh​nungsgesellschaften an Privatunternehmen abgegeben, aber in der Region Stockholm wurden mehr als die Hälfte der Genossenschaftswohnungen an ihre Mieter verkauft. In Frankreich ist der Verkauf der Sozialwohnungen zwar gestattet, aber er spielt nur eine unbedeutende Rolle: Jährlich werden  nur etwa 1 % der Wohnungen an ihre Bewohner verkauft.

In Portugal, wo man ein besonderes System für die Veräußerung der staatlichen Wohnungen eingerichtet hat, wurde diese Politik vor kurzem geändert, denn es besteht ein gewisser Wi​derspruch darin, das ohnehin zu knappe Eigentum zu veräußern, das als Wohnraum für Fami​lien mit geringem Einkommen dienen soll.

· Besondere Probleme beim Bau neuer Wohnungen

Zu den Problemen beim Bau neuer Wohnungen gehören insbesondere in Irland und Finn​land Probleme der Produktionskapazitäten im Bausektor und der Mangel an qualifizierten Arbeitskräften. 

In den meisten Ländern besteht das Problem darin, in Gegenden mit hoher Nachfrage Grundstücke zu finden. Fast überall führt das Streben nach Eindämmung des Stadtgebiets dazu, dass man nicht zu viele Flächen für die Urbanisierung freigeben möchte und die Nut​zung der bereits erschlossenen Flächen vorzieht.

In Schweden und Frankreich wird auf die Zurückhaltung einiger Gemeinden hingewiesen, noch mehr Wohnungen zu akzeptieren. Auch aus Portugal werden die Probleme bei der Städteplanung und übertriebene Bürokratie angeführt.

þ Finanzierung der Wohnungen

Im allgemeinen wird die Finanzierung des Wohnraums durch Hypothekendarlehen gesichert. Allerdings bildet Griechenland hier eine Ausnahme, wo der Wohnraum in der Regel aus eigenen Mitteln ohne Darlehen finanziert wird, wie dies in auch Italien bis vor kurzem der Fall war. In Irland erlebt man derzeit eine nie gekannte Entwicklung auf dem Hypotheken​markt.

· Darlehensaufnahmen 

Gesamtheit der neuen aufgenommenen Darlehen für Wohnungen


1997
1998
1999

BELGIEN
215 580
203 400


DÄNEMARK*
292 543
379 876


SPANIEN
479 237
480 020
523 849

FRANKREICH
872 000
904 000


GRIECHENLAND*
16 843
20 436
20 266

IRLAND
57 901
61 407


NIEDERLANDE
553 613
593 893
683 06

PORTUGAL 
157 302
220 542
237 017

Grossbritannien
1 186 000
1 035 000
1 181 000

Quelle : Fédération Hypothécaire Européenne sowie nationale Quellen und Länderberichte CREP für Frankreich   * nur Mietglieder der FHE -  in Großbritannien handelt es sich um genehmigte Kredite.

Dies sind die Daten der Fédération Hypothécaire Européenne, die hier aufgrund ihrer größe​ren Homogenität verwendet werden; sie werden durch die Angaben aus den Länderberichten ergänzt, sofern diese Daten verfügbar waren.




· Zinssätze bei Immobiliarkrediten


Zinssätze im 

1. Quartal 2000




DEUTSCHLAND
7,0

ÖSTERREICH
5,4

BELGIEN
7,4

DÄNEMARK 
6,7

SPANIEN
5,3

FINNLAND
5,4

FRANKREICH
5,7

GRIECHENLAND
7,0

ITALIEN
5,0

IRLAND
4,4

LUXEMBURG
6,0

niederlande
5,1

PORTUGAL
6,0

Grossbritannien 
7,6

SCHWEDEN 
7,1

· Investitionen in Wohnungen 

Anteil der Investitionen in Wohnungen

an den Gesamt​investitionen 1999
in % des BIP


in  %


DEUTSCHLAND
32,8
7,7 (1)

ÖSTERREICH

6,4

DÄNEMARK 
21,6
4,2

SPANIEN (97)
21,3
7

FINNLAND

3,7

FRANKREICH 
24,5


ITALIEN 
23


IRLAND
31
10,4

niederlande 
29


Grossbritannien
20,7


SCHWEDEN 
10


Quelle : Länderberichte und -zählungen

(1) Anteil des Bauwesens 

Obwohl die gesammelten Daten nicht vollkommen homogen sind, bestätigen sie, dass es in Schweden nur geringe Investitionen in Wohnungen gibt, während man in Ländern wie Spa​nien oder Irland erhebliche Investitionstätigkeiten in diesem Bereich verzeichnet. Auch für Deutschland ist der Anteil des Wohnungssektors an den Investitionen erheblich, er geht je​doch jährlich leicht zurück; 1997 lag der Anteil in Deutschland hier bei 35 % der Bruttoanla​gevermögensbildung.

· Ausgaben der Haushalte für Wohnung

Anteil der Wohnkosten am Haushaltsbudget


in %

DEUTSCHLAND
24,6

BELGIEN
27,0

DÄNEMARK 
21,2

SPANIEN
26,9

FINNLAND
19,0

FRANKREICH
24,4

ITALIEN 
26,3

IRLAND*
14,9

LUXEMBURG
36,1

PORTUGAL
20,6

Grossbritannien * 
19

SCHWEDEN 
31,1

Quelle : Länderberichte und -zählungen

* In Irland und Großbritannien werden die Energiekosten in den Haushaltsbudgets gesondert berechnet; deshalb ist die hier bei Irland aufgeführte Zahl höher als diejenige im Bericht Irlands (9,8).

Bei den Ausgaben der Haushalte für das Wohnen stellt man erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern fest. Schweden und Luxemburger bringen etwa ein Drittel ihres Ein​kommens für Wohnkosten auf, während es bei den Iren und Engländern weniger als 20 % und bei den Iren sogar nur 15 % sind. 

· Öffentliche Ausgaben für Wohnungen

in Landeswährung
Investitionshilfen
Beihilfen


1997
1998
1999
1997
1998
1999

DEUTSCHLAND  (Millionen DM)
10 825,0
10 000,0
8 700,0
6 645,3
6 985,7


ÖSTERREICH (Milliarden ATS)
30,6
35,0

2,0
2,0


DÄNEMARK (Milliarden DKK)
6, 169
5, 872

8, 170
8, 467


SPANIEN (Millionen Peseta)
124 861,2
119 043,2
119 542,2




FINNLAND (Millionen Finnmark)
3 422,0
3 040,0
2 600,0
3 910,0
4 470,0
4 800,0

FRANKREICH (Milliarden F)*
14,7
13,8
13,2
77,0
81,4
83,3

Niederlande  (Millionen Gulden)
1 455,7
1 542,1
3 858,0
2 550,7
2 907,0
3 343,0

PORTUGAL  (Milliarden Escudos)

108,2





GROSSBRITANNIEN (Millionen £)
4 066,0
4 076,0

11 212,0
11 219,0
12 171,0

SCHWEDEN  (Millionen Kronen)
20 804,0
10 826,0
7 367,0
15 739,0

15 037,0

* Für Frankreich wurde die Bausparprämie nicht berücksichtigt.




IN Euro pro EINWOHNER
Investitionshilfen
Beihilfen

Umrechnungssatz 1/1/99
1997
1998
1999
1997
1998
1999

DEUTSCHLAND
67,5
62,3
54,2
41,4
43,5


ÖSTERREICH
27,6
31,5

18,3
18,0


DÄNEMARK 
15,9
14,9

21,0
21,5


SPANIEN
14,8
14,1
14,1




FINNLAND
98,1
86,8
74,0
126,7
144,5
154,8

FRANKREICH 
38,5
36,0
34,4
201,6
212,4
216,6

NIEDERLANDE
42,3
44,7
111,8
74,2
84,3
96,9

PORTUGAL

54,1





GROSSBRITANNIEN
100,5
100,4

277,1
276,3
298,9

SCHWEDEN 
247,9
128,9
87,7
187,5

178,9

Die Analyse der verfügbaren Daten zeigt erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern, wobei zu sagen ist, dass die Investitionsbeihilfen in den Niederlanden für 1999 außergewöhnlich sind. Schweden, das auch große Ausgaben für Investitionsbeihilfen getätigt hat, senkt das Ausgabenniveau wieder auf ein mit den anderen Ländern vergleichbares Ni​veau. Bei den Beihilfen (Wohnungszulage) tätigen Großbritannien und Frankreich die höchsten Ausgaben.

· Entwicklung der Wohnungspreise
Kosten für neue Wohnungen.

In Euro
Fläche/m²
mittl. Woh​nungen (1)
mittl. Häuser
Sozial-wohnung

DEUTSCHLAND

103 027



ÖSTERREICH

92 525



BELGIEN





Brüssel
135
79 960
106 714


Flandern
43
82 390
75 325


Wallonien
18
65 756
63 215


DÄNEMARK 
272


118 140

FINNLAND Helsinki


189 084


übriges Finnland


103 349


FRANKREICH 

83 070
111 557


ITALIEN

100 709
123 311


IRLAND



98 786

NIEDERLANDE

108 458
157 469


Grossbritannien





England


144 588


Nordirland


98 745


SCHWEDEN

119 771
139 081


Quelle : Länderberichte und lokale Statistiken

(1) Wenn bei den Wohnungen die m² bekannt waren, wurde als Referenz eine Wohnung mit 65 m² herangezo​gen.

Wie aus den Länderberichten hervorgeht, sind die Baukosten in Deutschland und Schweden außergewöhnlich hoch. In diesen beiden Ländern ergreift man derzeit Maßnahmen, um diese Kosten zu senken (in Deutschland wurde eine Sonderinitiative für "kostengünstiges und ökologisches Bauen" eingeleitet, in Schweden sollen mehrere Beratungsausschüsse der Re​gierung Vorschläge unterbreiten).

Die Baukosten sind in der vergangenen Periode insgesamt in fast allen Ländern in einem ver​nünftigen Maß gestiegen, was jedoch nicht verhindert, dass es in stark unter Druck stehenden Sektoren überteuerte Verkaufspreise gibt.

þ Wohnungsqualität und Politik der nachhaltigen Entwicklung im Wohnungs- und Stadtentwicklungswesen

In den meisten Ländern ist die Qualität des Wohnungsbestands insgesamt gut. Es gibt aller​dings eine Reihe von Wohnungen, bei denen Verbesserungs- und Modernisierungsprogramme erforderlich sind.

Im Rahmen der nachhaltigen Entwicklung wird in den meisten Ländern besonderes Augen​merk auf die Wohnungsqualität im Hinblick auf den Energieverbrauch gerichtet, und mehrere Länder - insbesondere Deutschland und Großbritannien - erarbeiten neue politische Maß​nahmen zu diesem Thema. Finnland bemüht sich um die Ausarbeitung politischer Maßnah​men, durch die das 1993 zu dieser Frage verabschiedete Gesetz umgesetzt werden kann. Es werden allgemein immer mehr Diagnosesysteme für Energieverbrauch eingesetzt, ein Beispiel hierfür wäre das in den Niederlanden eingerichtete System (EPA : Energie Prestatie Advies).

Auch die Vorschriften im Bauwesen sind ein aktuelles Thema, und in mehreren Ländern be​fasst man sich mit der Frage ihrer Modernisierung und Vereinfachung. Einige Länder haben hierzu bereits besondere Maßnahmen auf den Weg gebracht, beispielsweise die Niederlande, wo diese Frage in die Überlegungen zum "Wohnungswesen des 21. Jahrhunderts" eingeflos​sen ist. In Deutschland befasst man sich im Rahmen der "Initiative für kostengünstiges und ökologisches Bauen" mit diesem Thema.

In zahlreichen Ländern wurden Broschüren für die Planer herausgegeben, anhand derer die Wohnungsplanung verbessert werden soll. Diese Unterlagen enthalten im allgemeinen mit die Aspekte des Energieverbrauchs, der Qualität der Umgebung und der Materialwahl.

Ähnliche Initiativen gibt es im Bereich der Planung und Lokalisation der Wohnungen: Groß​britannien hat eine "Initiative zur Planungsqualität" ins Leben gerufen, und in Schweden änderte man das Planungs- und Baugesetz, um der Umwelt und nachhaltigen Entwicklung besser Rechnung zu tragen. Finnland hat ein "Umweltlastenheft" erarbeitet, das zwar nicht zwangsweise befolgt werden muss, aber für alle als Referenz dienen kann. In Frankreich wird derzeit eine Überprüfung der Planungsinstrumente vorgenommen, um die nachhaltige Entwicklung in Zukunft besser zu berücksichtigen.

· Technische Fortschritte

In zahlreichen Ländern werden immer häufiger « Gebäudewartungshefte » geführt, mit denen man die durchgeführten Reparaturen verfolgen und die umfangreichen Wartungen planen kann.

In den neuen Vorschriften, die im Juli 2000 in Kraft getreten sind, schreibt Dänemark das Auffangen von Regenwasser für Toilettenspülungen und Waschmaschinen vor. Darüber hin​aus bereitet das Land Öko-Label für Bauprodukte vor, bei denen die Auswirkung auf die Umwelt berücksichtigt ist.

In mehreren Ländern wurden Versuche mit großangelegten Projekten der Öko-Häuser unter​nommen: ECO-HOUSE 99 in Dänemark, Versuchszone Viikki in Finnland, und Schweden hat das Jahr 2001 zum Jahr der Architektur erklärt und die Wohnungsausstellung « Bo01 » für 2001 in Malmö anberaumt.

· Die wichtigsten Gesundheitsprobleme im Bauwesen
Unter den im Bauwesen erkannten Gesundheitsproblemen haben Dänemark, Finnland und Irland die Feuchtigkeit angeführt; in Schweden, Dänemark, Frankreich und Luxemburg wurden spezielle Maßnahmen zum Schutz gegen Radon ergriffen.

� Bei den eingerahmten Textpassagen handelt es sich um Zitate aus den Länderberichten


� Es gibt derzeit keine zwingenden Verkaufszusagen.


� leasehold ist ein langfristiges Mietverhältnis, das in England eine Form der Eigentümerschaft darstellt und im Prinzip den Übergang zur Volleigentümerschaft ermöglicht.


� 1 Gulden = 0,45 Euro


� 1 DM = 0,5113 Euro


� Die Mieter haben die Möglichkeit, einen Teil der Instandhaltung ihrer Wohnung zu übernehmen, was den Mietzins senkt.
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